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Umwelthilfe legt Beschwerde gegen LNG-
Terminal in Brunsbüttel ein

Die Deutsche Umwelthilfe (DUH) erhebt Beschwerde gegen
die staatliche Beihilfe von 40 Millionen Euro für das LNG-

Terminal in Brunsbüttel. Ein neues Rechtsgutachten zeigt,
dass die Förderung nicht zur Energiewende beiträgt und

die Klimaziele gefährdet. Erfahren Sie mehr über die
Hintergründe und Forderungen der DUH, die eine

nachhaltige Lösung anstelle fossiler Energien fordert.

Widerspruch gegen fossile Energieprojekte:
Die Deutsche Umwelthilfe und die Zukunft
des LNG-Terminals in Brunsbüttel

Inmitten der Debatten über Klimaschutz und Energiewende hat
die Deutsche Umwelthilfe (DUH) eine entscheidende
Beschwerde eingereicht, die nicht nur das geplante LNG-



Terminal in Brunsbüttel betrifft, sondern auch die größere Frage
der zukünftigen Energiegewinnung in Deutschland aufwirft.
Diese Initiative ist nicht nur von rechtlicher Bedeutung, sondern
verdeutlicht auch, wie wichtig es ist, die richtigen Prioritäten in
der Energiepolitik zu setzen.

Am Beispiel der 40 Millionen Euro, die als staatliche Beihilfe für
das Brunsbütteler Projekt vorgesehen sind, hat die DUH ein
umfassendes Gutachten in Auftrag gegeben, welches zu dem
Schluss kommt, dass diese finanzielle Unterstützung nicht
rechtskonform ist. Dies liegt daran, dass die EU-Vorgaben für
staatliche Hilfen eine Förderung nur dann zulassen, wenn sie zur
Erreichung von Klimazielen beitragen. Doch im Fall des LNG-
Terminals, dessen Betrieb ausschließlich auf fossilen
Brennstoffen basieren soll, ist dies nicht gegeben.

Die Konflikte um das Terminal sind nicht nur juristischer Natur.
Sascha Müller-Kraenner, der Bundesgeschäftsführer der DUH,
betont: „Die Drosselung der Energiewende durch staatliche
Subventionen für fossile Projekte ist nicht nur rechtlich
fragwürdig, sondern langfristig auch ökologisch
unverantwortlich.“ Mit anderen Worten, diese Beihilfen könnten
einen Rückschritt in den Bemühungen um nachhaltige Energien
darstellen.

Ein weiterer kritischer Punkt ist die Beteiligung der KfW-Bank an
diesem Projekt. Laut Berichten hat die Kreditanstalt für
Wiederaufbau bis zu 500 Millionen Euro zur Finanzierung
zugesagt. Dies wirft die Frage auf, inwiefern öffentliche Gelder in
Projekte investiert werden sollten, die den Übergang zu
erneuerbaren Energien behindern. Die DUH argumentiert, dass
diese finanziellen Mittel besser in echte Klimaschutzmaßnahmen
investiert werden sollten.

Zusätzlich zur Beschwerde bei der EU hat die DUH auch eine
Einwendung gegen die Genehmigung des Terminals bei der
zuständigen Behörde in Brunsbüttel eingereicht. Hierbei steht
die Sorge im Raum, dass das Projekt, das auf lange Sicht



angelegt ist, die Abhängigkeit von fossilen Energieträgern
verstärkt und somit die deutsche Gesellschaft weiter in die
falsche Richtung lenkt.

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass die
Auseinandersetzung um das LNG-Terminal in Brunsbüttel nicht
nur eine lokale Herausforderung darstellt, sondern auch ein
Mikrokosmos der größeren Diskussion um fossile Energien und
den notwendigen Wandel hin zu einer nachhaltigen
Energieversorgung ist. Die Entscheidungen, die in den
kommenden Monaten getroffen werden, könnten weitreichende
Konsequenzen für die Energiepolitik Deutschlands und die damit
verbundenen Klimaziele haben. Die DUH appelliert an die EU-
Kommission, ein Zeichen für die Energiewende zu setzen, indem
die Genehmigung dieser nicht nachhaltigen Beihilfe
zurückgezogen wird.
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Besuchen Sie uns auf: mein-berlin.net

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

https://mein-berlin.net
http://www.tcpdf.org

